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Satzung des ländlichen Reit- und Fahrvereins Melle Gesmold e.V. 

 

Präambel 

Der ländliche Reit- und Fahrverein Melle Gesmold e.V. gibt sich folgendes Leitbild, an dem sich 

das Vereinsleben und die Arbeit der Organe, der Amts‐ und Funktionsträger sowie aller sonstigen 

Personen orientieren:  

Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder 

des Vereins zur freiheitlich‐demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und des 

Landes Niedersachsen.  

Der Verein, seine Amtsträger und Mitglieder bekennen sich zu den Grundsätzen eines umfassen-

den Kinder‐ und Jugendschutzes und treten für die körperliche und seelische Unversehrt-

heit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. Der Verein, seine Amtsträ-

ger und Mitglieder pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und führen regelmäßig Präventionsmaßnah-

men zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt im Sport durch.  

Ein besonders wichtiges Anliegen ist dem Verein das Sensibilisieren für Fragen des Tierschutzes in 

seinen vielfältigen Erscheinungsformen, insbesondere durch Aufklärung über artgerechte Haltung, 

sowie den tiergerechten Umgang mit Pferden als Partner in Sport und Freizeit.  

Der Verein steht für Fairness und tritt für einen doping‐ und manipulationsfreien Sport ein. 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiö-

ser, weltanschaulicher und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der Verein wendet sich gegen Intole-

ranz, Rassismus und jede Form von politischem Extremismus. Er tritt rassistischen, verfassungs‐ und 

fremdenfeindlichen Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt, unabhängig da-

von, ob sie verbaler, körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art ist, entgegen.  

Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen und die Integration 

von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der Geschlechter. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



   

 

Satzung des ländlichen Reit- und Fahrvereins Melle Gesmold e.V. 

VORBEMERKUNG 

Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Satzung das generische Maskulinum verwendet. Die in dieser 

Satzung verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich – sofern nicht anders kenntlich gemacht 

– auf alle Geschlechter. 

§ 1   Name, Sitz, Geschäftsjahr 

§ 1 Nr. 1  Der Verein führt den Namen "LRuFV Melle Gesmold". Er ist in das Vereinsregister 

beim Amtsgericht unter der Nr. VR1612 eingetragen mit dem Zusatz „e.V.“ (eingetra‐

gener Verein). 

§ 1 Nr. 2  Der Verein hat seinen Sitz in Melle. 

§ 1 Nr. 3  Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.  

1) Der Verein ist Mitglied  

a) im Kreissportbund Osnabrück‐Land e.V. und dadurch Mitglied im Landessportbund 

Niedersachsen e.V. und   

b) im Reiterverband Melle e.V. und dadurch Mitglied im Verband der Pferdesportver-

eine Osnabrück e.V., dem Pferdesportverband Weser‐Ems e.V. und der Deutschen Rei-

terlichen Vereinigung e.V. (FN)  

c) dem Sportdach Melle e.V.  

2) Der Verein erkennt die Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der 

Bünde und Verbände nach Absatz 1 als verbindlich an.  

3) Um die Durchführung der Vereinsaufgaben zu ermöglichen, kann der Vor-

stand den Eintritt in Bünde, Verbände und Organisationen und über den Austritt be-

schließen.   

§ 1 Nr. 4  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 1 Nr. 5  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i. S. d. Ab-

schnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51 bis 68 der Abga-

benordnung). 

§ 1 Nr. 6 Die Haftung des Vereins für Schadenfälle erschöpft sich mit den in §31 BGB genann-

ten Fällen. 

§ 2   Zweck des Vereins 

§ 2 Nr. 1  Zweck des Vereins ist die Förderung des Reit- und Fahr-Sports (§ 52 (2) Nr. 21 AO); die 

Förderung des Tierschutzes (§ 52 (2) Nr. 14 AO); die Förderung des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes (§ 52 (2), Nr. 8 AO), Förderung der 

Jugendhilfe (§ 52 (2); Nr. 4 AO). 



   

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 

- die Gesundheitsförderung, sportliche Betätigung und Lebensfreude aller Men-

schen, insbesondere der Jugend, durch Reiten, sowie Fahren, Voltigieren und 

dem Hobby-Horse; 

- die Ausbildung vom Reiter, Fahrer, Sportler und Pferd in allen Disziplinen 

- ein breit gefächertes Angebot in den Bereichen des Breiten- und Leistungssports 

aller Disziplinen sowie die Organisation eines geordneten Sport-, Übungs- und 

Kursbetriebes; 

- die Durchführung von Sport und sportlichen bzw. außersportlichen Veranstaltun-

gen für Mitglieder und Nichtmitglieder; 

- die Erhaltung des Pferdes und des Pferdesports, insbesondere des Reit- und Fahr-

sportes, als Kulturgut; 

- Talentsichtung und Talentförderung insbesondere im Jugendbereich; 

- Aus-/ Weiterbildung und Einsatz von Übungsleitern, Trainern, Helfern und sonsti-

gen Mitarbeitern. 

§ 2 Nr. 2  Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-

cke. 

§ 2 Nr. 3  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

§ 2 Nr. 4 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 2 Nr. 5  Ehrenamtlich tätige Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Ausla-

gen. 

Ggf. ergänzend (falls Vorstandsmitglieder Vergütungen erhalten sollen): 

Die Mitglieder des Vorstands können für ihren Arbeits- oder Zeitaufwand (pauschale) 

Vergütungen erhalten. Der Umfang der Vergütungen darf nicht unangemessen hoch 

sein. Maßstab der Angemessenheit ist die gemeinnützige Zielsetzung des Vereins. 

§3  Vereinsmitgliedschaft 

§ 3 Nr. 1 Erwerb der Mitgliedschaft 

Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Über den 

schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet abschließend der Vorstand. 

Der Aufnahmeantrag eines Minderjährigen bedarf der schriftlichen Einwilligung der 

gesetzlichen Vertreter. 

§ 3 Nr. 2 Arten der Mitgliedschaft 

  a) Jahresmitglied aktiv – ohne Anlagennutzung 

  b) Jahresmitglied aktiv – mit Anlagennutzung 

  c) Jahresmitglied passiv 



   

  d) außerordentliche Mitglieder / Ehrenmitglieder 

Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins im Rahmen der beste-

henden Ordnungen nutzen können und/oder am Trainings‐ bzw. Wettkampfbe‐

trieb teilnehmen können.  

Für passive Mitglieder steht die Förderung des Vereins im Vordergrund. Sie nutzen die 

sportlichen Angebote des Vereins nicht.  

Außerordentliche Mitglieder sind juristische Personen.  

Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstandes per Beschluss mit einfacher 

Mehrheit der Mitgliederversammlung ernannt. Ihnen steht ein Stimmrecht in der 

Mitgliederversammlung zu.  

§ 3 Nr. 3 Verpflichtung gegenüber dem Pferd 

1. Die Mitglieder sind hinsichtlich der ihnen anvertrauten Pferde verpflichtet, stets die 

Grundsätze des Tierschutzes zu beachten, insbesondere 

1.1. die Pferde ihren Bedürfnissen entsprechend angemessen zu ernähren, zu pflegen 

und verhaltens- und tierschutzgerecht unterzubringen, 

1.2. den Pferden ausreichend Bewegung zu ermöglichen, 1.3. die Grundsätze verhal-

tens- und tierschutzgerechter Pferdeausbildung zu wahren, d.h. ein Pferd nicht unrei-

terlich zu behandeln, z.B. zu quälen, zu misshandeln oder unzulänglich zu transportie-

ren. 

§ 4   Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet 

a) mit dem Tod des Mitglieds 

b) durch freiwilligen Austritt (Kündigung) 

c) durch Streichung von der Mitgliederliste 

d) durch Ausschluss aus dem Verein 

e) bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied 

des Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer 

Kündigungsfrist von vier Wochen zum Monatsende zulässig, Regelungen laut Auf-

nahmeantrag. Sonderregelung erhalten alle Mitglieder der Hobby-Horsing-Gruppe, 

eine angepasste Kündigungsfrist von 4 Wochen zum Quartalsende. 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rück-

stand ist. Die Streichung ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 



   

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 

Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor 

der Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich persönlich zu recht-

fertigen. Eine etwaige schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der Mitglie-

derversammlung zu verlesen. 

5  Mitgliedsbeiträge 

§ 5 Nr. 1 Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und 

 dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Ehrenmitglieder 

 sind von der Beitragspflicht befreit. 

§5 Nr. 2  Ferner kann der Verein seine Mitglieder verpflichten, jährliche Arbeitsstunden oder 

ersatzweise Abgeltungszahlungen zu leisten. 

§5 Nr. 3 Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen des Namens, der Bankverbin-

dung, der Anschrift sowie der E‐Mail‐Adresse mitzuteilen. 

§5 Nr. 4  Von Mitgliedern, die zur Zahlung der Beiträge an dem jeweils aktuellen Beitragsein-

zugsverfahren teilnehmen, wird der Beitrag zum Fälligkeitstermin eingezogen. Kann 

der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind 

dadurch entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen. Wenn der Beitrag 

im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht beim Verein eingegangen ist, befindet sich das Mit-

glied ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug. Fällige Beitragsforderungen können 

vom Verein außergerichtlich und gerichtlich geltend gemacht werden. Die entstehen-

den Kosten hat das Mitglied zu tragen. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen 

Beitragsleistungen oder ‐pflichten ganz oder teilweise erlassen oder stunden bzw. 

Mitgliedern die Teilnahme am aktuellen Beitragseinzugsverfahren erlassen. 

§ 6   Organe des Vereins 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

§ 7   Der Vorstand 

Der Vorstand i. S. d. § 26 BGB besteht aus: 

a) dem 1. Vorsitzenden 

b) 1. Stellvertretenden Vorsitzenden 

c) 2. Stellvertretenden Vorsitzenden 

d) dem Geschäftsführer 

e) dem Kassenwart 

f) dem Sportwart 

g) dem Jugendwart; 



   

Im Innenverhältnis ist der 1. stellvertretende Vorsitzende nur im Falle der Verhinde-

rung des Vorsitzenden zur Vertretung befugt. 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich jeweils durch zwei Mitglieder des 

Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in 

einer Person ist unzulässig. Der Verein kann neben dem Vorsitzenden einen Ehrenvor-

sitzenden wählen. Dieser ist jedoch an der Geschäftsführung des Vereins nicht betei-

ligt. Jede Haftpflicht des Vorstands ist ausgeschlossen, soweit kein Vorsatz vorliegt. 

§ 8   Amtsdauer des Vorstands 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, 

vom Tage der Wahl angerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vor-

standes im Amt. Die Wahl erfolgt durch Zuruf oder Handaufheben, wenn von keiner 

Seite Einspruch erhoben wird. Andernfalls muss mit Stimmzettel gewählt werden. Es 

entscheidet die Stimmmehrheit. Wiederwahl ist unbegrenzt zugelassen. Stimmbe-

rechtigt sind alle Mitglieder des Vereins über 18 Jahren. 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so wählt der 

Vorstand ein Ersatzmitglied (aus den Reihen der Vereinsmitglieder) für die restliche 

Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

§ 9   Beschlussfassung des Vorstands 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 

1. Vorsitzenden oder einem stellv. Vorsitzenden schriftlich, fernmündlich oder telegra-

fisch einberufen werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von drei Tagen ein-

zuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist be-

schlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter der 

1. Vorsitzende oder ein stellv. Vorsitzender, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung 

entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. 

Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei dessen Abwesenheit ein stellv. Vor-

sitzender. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und 

vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder fernmündlich gefasst wer-

den, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Rege-

lung erklären. 

§ 10   Die Mitgliederversammlung 

In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied - auch ein Ehrenmitglied 

- eine Stimme. 

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes. 



   

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages. 

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes. 

d) Entlastung des Kassenwarts 

e) Feststellung des Haushalts 

f) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Ver-

eins. 

g) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

h) Ausschluss von Mitgliedern 

§ 11   Die Einberufung der Mitgliederversammlung 

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, soll die ordentliche Mitglie-

derversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 

zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt 

mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Werktages. Die Tagesordnung 

setzt der Vorstand fest. Der Vorstand hat einen Jahresbericht und einen Kassenbericht 

zu erstatten.  

Der Kassenbericht ist durch 2 Mitglieder, die nicht dem Vorstand angehören dürfen, in 

der letzten Versammlung gewählt, zu prüfen. Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. Die 

Wiederwahl für eine weitere Amtszeit ist zulässig. 

§ 12   Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von 

einem stellv. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 

Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung einen Leiter. 

Das Protokoll wird vom Schriftführer geführt. Ist dieser nicht anwesend, bestimmt der 

Versammlungsleiter einen Protokollführer. 

Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesen-

den stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste 

zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens be-

schließt die Mitgliederversammlung. 

Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der 

Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 

Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit 

der abgebenden gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Be-

tracht. Zur Änderung der Satzung (einschließlich des Vereinszweckes) ist jedoch eine 



   

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Ver-

eins eine solche von vier Fünftel erforderlich. 

Für die Wahlen gilt Folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kan-

didaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es 

soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 

Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, 

die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstim-

mung. Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 

§13   Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversamm-

lung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich 

auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mit-

gliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über die Anträge 

auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt wer-

den, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrages ist eine 

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Satzungs-

änderungen, die Auflösung des Vereins sowie die Wahl und Abberufung von Vor-

standsmitgliedern können nur beschlossen werden, wenn die Anträge den Mitglie-

dern mit der Tagesordnung angekündigt worden sind. 

§ 14   Außerordentliche Mitgliederversammlungen 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-

fen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder 

wenn die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche Mit-

gliederversammlung gelten die §§ 10, 11, 12 und 13 entsprechend. 

§ 15     Online-Mitgliederversammlung, schriftliche Beschlussfassungen 

§15 Nr. 1 Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) kann der 

Vorstand nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, dass die 

Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit an einem Versamm-

lungsort teilnehmen und ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommu-

nikation ausüben können oder müssen (Online-Mitgliederversammlung). 

§ 15 Nr. 2 Der Vorstand kann in einer „Geschäftsordnung für Online-Mitgliederversammlungen“ 

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen für die Durchführung einer 

solchen Mitgliederversammlung beschließen, die insbesondere sicherstellen sollen, 

dass nur Vereinsmitglieder an der Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rech-

te wahrnehmen (z.B. mittels Zuteilung eines individuellen Logins). 

 



   

§ 15 Nr. 3 Die „Geschäftsordnung für Online-Mitgliederversammlungen“ ist nicht Bestandteil 

der Satzung. Für Erlass, Änderung und Aufhebung dieser Geschäftsordnung ist der 

Vorstand zuständig, der hierüber mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils aktu-

elle Fassung der Geschäftsordnung wird mit der Veröffentlichung auf der Homepage 

des Vereins für alle Mitglieder verbindlich. 

§ 15 Nr. 4 Abweichend von § 32 Absatz 2 BGB ist ein Beschluss auch ohne Mitgliederversamm-

lung gültig, wenn 

• alle Mitglieder in Textform beteiligt wurden, 

• bis zu dem vom Vorstand gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mit-

glieder ihre Stimmen in Textform abgegeben hat und 

• der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. 

 

§ 15 Nr. 5  Die Bestimmungen dieses Paragrafen gelten für Vorstandssitzungen und Vorstandsbe-

schlüsse entsprechend. 

§ 16   Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

§ 16 Nr. 1  Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 12 

festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversamm-

lung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und ein stellv. Vorsitzender 

gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gel-

ten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst 

wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

§ 16 Nr. 2  Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Ver-

mögen des Vereins an die die Stadt Melle, die es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige Zwecke, insbesondere für die Förderung des Reit- und Pferdsport zu 

verwenden hat. 

§ 17   Datenschutz 

§ 17 Nr. 1 Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdaten-

schutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Ver-

hältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 

§ 17 Nr. 2 Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, 

hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: 

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 

- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 

- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 

- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 

- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 

- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und 



   

- Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DS-GVO. 

§17 Nr. 3 Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur Auf-

gabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugäng-

lich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden 

der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

§17 Nr. 4 Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-

Grundverordnung und dem Bundesdatenschutzgesetz bestellt der geschäftsführende 

Vorstand einen Datenschutzbeauftragten. 

§ 18  Gültigkeit dieser Satzung  

  Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 23.02.2022 beschlossen.  

  Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.  

  Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt damit außer Kraft.  

 

Melle, 23.02.2024 

 

__________________     __________________ 

1. Vorsitzender      1. Stellv. Vorsitzender 

 

 

__________________     __________________ 

2. Stellv. Vorsitzender     Geschäftsführer 

 

__________________     __________________ 

Kassenwart      Sportwart 

 

__________________ 

Jugendwart 

 

 


